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Hinweise
Folgender Text ist im Bauschein aufzunehmen:
1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Beginn) der LWL- 

Archäologie für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem 
LWL-Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285,     
48161 Münster, Tel. 0251/5916016 anzuzeigen, damit baubegleitende Maßnahmen
abgesprochen werden können. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder der 
Gemeinde als Untere Denkmalbehörde sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche
/paläontologische Bodenfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der
natürlichen Bodenbeschaffenheit) unverzüglich zu melden. Ihre Lage im Gelände
darf nicht verändert werden (§§ 15 und 16 DSchG). Der LWL-Archäologie für 
Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der betroffenen Grundstücke zu
gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologische Untersuchungen 
durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötigten Flächen sind für
die Dauer der Untersuchungen freizuhalten.

2. Sollte nach Prüfung anhand der beim Kreis Steinfurt angewandten Merkblätter 
„Artenschutz bei Beseitigungsvorhaben und Sanierungen von Gebäuden“ und 
„Prüfung des Artenschutzes bei Umbau und Nutzungsänderung“ festgestellt 
werden, dass am Hauptgebäude bzw. an untergeordneten Nebenanlagen (z.B. 
Gartenhütten, Schuppen, Garagen) kein Quartierpotenzial vorhanden ist und auch
ein Vorkommen geschützter Arten nicht bekannt sein, ist bei einem Abriss, ge- 
planten Um- und Anbauten sowie Sanierungsmaßnahmen zu empfehlen, die v.g. 
Baumaßnahmen nur im Zeitraum von Anfang bis Mitte März bzw. von Anfang 
September bis Anfang November zu beginnen. So kann einer Besiedlung durch 
geschützte Arten vorgebeugt werden. Zusätzlich ist aus artenschutzrechtlicher 
Perspektive wünschenswert vor dem baulichen Eingriff jeweils einen Fledermaus-
sowie Starennistkasten an geeigneten Standorten und in weitmöglichster 
Entfernung zum nachträglichen Baugeschehen zu installieren.

3. Auf den im Bebauungsplan gekennzeichneten Flächen (Umgrenzung der Flächen,
deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind)) ist vor
Beginn jeglicher Baumaßnahmen eine systematische Untersuchung nach Kampf-
mitteln vorzunehmen. Im Allgemeinen hat die Durchführung aller bodeneingreifen-
den Bauarbeiten mit der gebotenen Vorsicht zu erfolgen, da ein Kampfmittelvor- 

 
 

2. Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V. mit
§§ 16 und 18 BauNVO

2.1 Die Firsthöhe, beziehungsweise der höchste Punkt des Dachaufbaus, darf 10,0 m
nicht überschreiten. Abweichend hiervon wird im WA 1 sowie MI 1 eine Firsthöhe
von 9,0 m festgesetzt. Hiervon ausgenommen sind sonstige technische Dach- 
aufbauten. Maßgebend ist der hierzu definierte untere Bezugspunkt.

2.2 Zur Bestimmung der maximalen Firsthöhe ist als unterer Bezugspunkt die Ober-
kante fertiger Erdgeschossfußboden (OKFF) der jeweiligen Hauptgebäude heran-
zuziehen.

3. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen gemäß §9 (1) Nr. 2
und 4 BauGB i.V. mit §§ 12, 14, 22 und 23 BauNVO)

3.1 Nebenanlagen sind im Bereich zwischen vorderer Baugrenze und der Straßen-
begrenzungslinie auf der Zufahrtsseite der Grundstücke (Vorgärten) nicht zulässig.
Ausgenommen hiervon sind Fahrrad- und Mülltonnenabstellplätze.

3.2 Garagen und Carports sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen
zulässig. Hierbei sind folgende Anforderungen einzuhalten:

a) Zwischen geschlossenen oder offenen Garagen (Carports) und der zugeord- 
neten Erschließungsstraße ist auf der Zufahrtsseite ein Mindestabstand von 
5,00 m einzuhalten.

b) Zwischen öffentlichen Verkehrs- und Grünflächen und der Längsseite von 
geschlossenen oder offenen Garagen (Carports) und Nebenanlagen ist ein zu 
begrünender seitlicher Grenzabstand von 1,00 m einzuhalten.

3.3 Stellplätze können auch außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden.
Ab insgesamt vier Stellplätzen (inkl. Garagen/Carports) je Grundstück ist eine 
gemeinsame Zufahrt zur Straße herzustellen. Im Übrigen gilt die textliche 
Festsetzung Nr. 5.4.

4. Beschränkung der Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden gemäß § 9 (1)
Nr. 6 BauGB

4.1 Je Wohngebäude (Einzelhäuser) sind maximal vier Wohneinheiten zulässig. Je
Doppelhaushälfte sind jeweils zwei Wohneinheiten zulässig. Hiervon abweichend
sind im WA 1 und MI 1 für je Wohngebäude (Einzelhäuser) maximal zwei Wohn-
einheiten und je Doppelhaushälfte jeweils eine Wohneinheit zulässig.

5. Anpflanzungen und Bindungen für den Erhalt von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen nach § 9 (1) Nr. 25 a und b BauGB

5.1 Innerhalb der privaten Grundstücksflächen ist im Falle einer Neubebauung pro 
Grundstück mindestens ein mittelgroßer heimischer Laubbaum anzupflanzen und
zu erhalten. Dabei sind Obstbäume zu bevorzugen.

5.2 Mindestens 10 % der Grundstücksflächen sind im gesamten Plangebiet mit 
heimischen und standortgerechten Laubgehölzen spätestens im Jahr nach der 
Fertigstellung der Hauptnutzung zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

5.3 Die Innerhalb der festgesetzten Fläche zum Anpflanzen und zum Erhalt von 
Bäumen, Sträuchern oder sonstigen Bepflanzungen vorhandenen Gehölzbestände
sind vor schädlichen Einwirkungen zu schützen, in ihrem Bestand zu sichern, zu
pflegen und bei natürlichem Abgang artgleich zu ersetzen.

5.4 Flachdächer und flachgeneigte Dächer von Garagen und überdachten Stellplätzen
mit einer Neigung von <= 15° sind mit einer Dachbegrünung zu versehen. Hiervon
ausgenommen sind Flächen für notwendige technische Aufbauten.

5.5 Der unter 3.1 festgesetzte Vorgartenbereich ist im Falle einer Neubebauung zu
begrünen. Diese Vorgartenzone ist auf mindestens 50% (bei Doppelhäusern 25%)
Ihrer Fläche wasserdurchlässig zu gestalten und gärtnerisch zu unterhalten. Bei
Eckgrundstücken ist die Seite der Haupterschließung der Hauptanlage heranzu-
ziehen. In dieser anzulegenden Vegetationsfläche kann maximal bis zu einem 
Drittel der Fläche eine Kombination mit mineralischen Feststoffen (z.B. Kies, Kie-
sel, Schotter, Bruchsteine) erfolgen. Die Verwendung undurchlässiger Materialien
im Bodenaufbau (z.B. Folienabdeckungen, Abdichtbahnen etc.) ist unzulässig.

6. Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes nach § 9 (1) Nr. 24 BauGB
In den gekennzeichneten Bereichen des Plangebietes sind beim Neubau oder bei
baugenehmigungspflichtigen Änderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen und
Ähnlichem bzw. von Büroräumen und Ähnlichem die folgenden erforderlichen 
gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße (erf. R´w,ges) für die Außenbauteile
(Wände, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) einzuhalten:
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Lärmpegelbereich II:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches erf. R´w,ges = 30 dB        
Büroräume und Ähnliches erf. R´w,ges = 30 dB

Lärmpegelbereich III:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches erf. R´w,ges = 35 dB        
Büroräume und Ähnliches erf. R´w,ges = 30 dB

Lärmpegelbereich IV:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches erf. R´w,ges = 40 dB        
Büroräume und Ähnliches erf. R´w,ges = 35 dB

Lärmpegelbereich V:
Aufenthaltsräume in Wohnungen und Ähnliches erf. R´w,ges = 45 dB        
Büroräume und Ähnliches erf. R´w,ges = 40 dB

Weiterhin sind für Schlafräume und Kinderzimmer, die auch als Schlafräume 
genutzt werden, aufgrund der verkehrsbedingten Mittelungspegel von nachts
> 45 dB (A) schallgedämmte, fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen 
vorzusehen.
Für Minderungen des verkehrsbedingten Mittelungspegels nachts und zur 
Minderung des maßgeblichen Außenlärmpegels gemäß DIN 4109-1 ist ein 
gesonderter Nachweis erforderlich.

7. Maßnahmen zum Schutz der Natur gemäß § 9 (1) Nr. 20 BauGB i.V. mit
§ 9 (4) BauGB und §§ 39 und 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

7.1 Bei beabsichtigten Um- oder Anbauten bzw. Sanierungen oder Abbrüchen vorhan-
dener Bestandsgebäude sowie zugehörigen baulichen Nebenanlagen (wie z.B.
Garagen, Gartenhütten oder Schuppen) muss zum Schutz von gebäudebewoh-
nenden Fledermäusen und von Vögeln (Gebäudebrüter) eine Auslösung arten-
schutzrechtlicher Konflikte gemäß § 44 (1) BNatSchG vermieden werden. In diesen
Fällen sind von der Bauherrin/ des Bauherrn die vom Kreis Steinfurt angewandten
Merkblätter „Artenschutz bei Beseitigungsvorhaben und Sanierung von Gebäuden“
und „Prüfung des Artenschutzes bei Umbau und Nutzungsänderung“ heranzu- 
ziehen. Sollte im Rahmen dieser Prüfung festgestellt werden, dass ein Quartier-
potenzial an den Gebäuden besteht oder nicht ausgeschlossen werden kann bzw.
ein Vorkommen geschützter Arten bekannt sein, ist zeitlich kurz vor dem Eingriff
eine Kontrolle mit Hilfe des beim Kreis Steinfurt angewandten Fachgutachterproto-
kolls „Artenschutz - Gebäudekontrolle bei Beseitigung, Nutzungsänderung, Um-
bau- und Sanierungsvorhaben“ durch einen Sachverständigen vorzunehmen. Die
Ergebnisse dieser Protokollierung sind der Unteren Naturschutzbehörde (UNB)
unmittelbar zu übermitteln.

7.2 Die Entfernung bzw. Rodung älterer Laub- und Obstbäume ist im Rahmen der 
Baufeldräumung nur außerhalb der Vogelbrutzeit und der sommerlichen 
Aktivitätsphase der Fledermäuse zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar
eines Jahres zulässig. Die Bauphase muss vor der Brutzeit der Vögel begonnen
werden, um einer Besiedelung durch den Star oder weitere Nischenbrüter vorzu-
beugen. Sind auf den jeweiligen Eingriffsgrundstücken Nisthilfen für Stare vor- 
handen, sind diese frühzeitig umzuhängen. Diese Bauzeitenbeschränkung kann
durch eine vorherige Fachbegutachtung maximal 10 Tage vor Baubeginn aufge-
hoben werden, sofern in den Gehölzen weder besetzte Brutplätze europäischer
Vogelarten noch besetzte Quartiere von Fledermausarten vorkommen. Sollten bei
einer Kontrolle Tiere gefunden werden oder die zu entfernenden Bäume insbe-
sondere Höhlen, Spalten, wiederkehrend genutzte Nester oder angestammte 
Schlafplätze aufweisen, ist deren Beseitigung nur nach ausdrücklicher Freigabe
seitens der UNB des Kreis Steinfurt zulässig. Das Ergebnis dieser Begutachtung
ist der UNB unmittelbar vorzulegen.

7.3 Falls Bäume mit einem Brusthöhendurchmesser von mehr als 30 cm und 
potenzieller Winterquartierfunktion für Fledermäuse durch vorhandene Höhlen, 
Spalten, Stammrisse usw. im Rahmen der Baufeldräumung betroffen sind, sind
diese potenziellen Quartiere im Zeitraum vom 1. November bis 28. Februar eines
Jahres vor den Fällarbeiten durch eine Fachbegutachtung nach den Vorgaben des
Methodenhandbuches (MKLUNV NRW 2017) auf einen Besatz durch Fledermäuse
zu überprüfen. Sind Fledermäuse vorhanden, darf keine Gehölzbeseitigung statt-
finden und das weitere Vorgehen ist mit der UNB abzustimmen.

8. Aufschiebende Bedingung gemäß § 9 (2) BauGB
8.1 Eine Bebauung der in der Planzeichnung gekennzeichneten Flächen des WA* 

kann erst dann erfolgen, wenn die festgestellte Waldeigenschaft erloschen ist 
(Waldumwandlung). Der hierfür erforderliche Waldausgleich ist vom Grundstücks-
eigentümer/ der Grundstückseigentümerin in Absprache mit dem Landesbetrieb
Wald und Holz NRW zu erbringen. Die Umwandlung ist im Rahmen der Bauan-
tragsstellung entsprechend nachzuweisen.

B Örtliche Bauvorschriften gemäß § 9 (4) BauGB i.V.m. § 89 Bau O NW

1. Innerhalb des Plangebiets sind Gebäude mit geneigten Dachflächen (ausgenom-
men Garagengebäude und Nebenanlagen) zwischen 15° und maximal 45° Dach-
neigung zulässig. Einseitig geplante Pultdächer sind bis maximal 20° zulässig. 
Ausnahmeweise kann auch ein Flachdach errichtet werden, sofern dies 
mindestens extensiv begrünt wird. Kombinationen mit aufgeständerten Photo- 
voltaikanlagen sind möglich.

2. Bei geneigten Dachflächen sind geplante Dachaufbauten (Dachgauben), Dachein-
schnitte, Dachflächenfenster und Zwerchhäuser / Zwerchgiebel je Gebäudeseite
nur bis 50% der jeweiligen Trauflänge des Gebäudes zulässig.

3. Doppelhäuser sind hinsichtlich ihrer Fassaden- und Dachmaterialien sowie der 
Dachneigung und Dachaufbauten (bzw. Dacheinschnitte), der Zwerchhäuser, 
Zwerchgiebel sowie bei geneigten Dächern bei der Ausbildung der Traufe und des
Firsts einheitlich zu gestalten.

4. Die nicht überbaubaren Flächen der Grundstücke (mit Ausnahme von Zufahrten
und Zuwegungen) sind als wasseraufnahmefähige Grünflächen anzulegen und
gärtnerisch zu unterhalten. Vorgärten (s. textliche Festsetzung Nr. 3.1) dürfen nicht
als Arbeits- oder der Lagerflächen benutzt werden. Dauerhaft im Vorgartenbereich
abgestellte Mülltonnen sind entsprechend einzugrünen bzw. einzuhausen.

5. Straßenseitige Einfriedigungen dürfen eine Höhe von 0,8 m, bezogen auf das 
vorhandene Gelände nicht überschreiten. Hiervon ausgenommen sind Hecken,
die nicht unter diese Höhenbeschränkung fallen.

kommen auch auf den nicht gekennzeichneten Flächen nicht völlig ausgeschlossen
werden kann. Ist bei der Durchführung der Bauvorhaben der Erdaushub außerge-
wöhnlich verfärbt oder werden verdächtige Gegenstände beobachtet, ist die Arbeit
sofort einzustellen und der staatliche Kampfmittelräumdienst Westfalen - Lippe 
durch die örtliche Ordnungsbehörde (Telefon: 05451/942910) oder die Polizei zu 
verständigen.

4. Der Telekom Münster ist der Beginn der Straßenbauarbeiten jeweils 6 Monate 
vorher schriftlich anzukündigen, um entsprechende Vorbereitungen zu ermöglichen.
Die Durchführung von Unterhaltungsarbeiten an den Fernmeldeanlagen darf
nicht beeinträchtigt werden.

5. Abwasseranlagen sind gemäß DIN 1986 gegen Rückstau zu sichern. Als 
Rückstauebene des öffentlichen Kanals gilt in der Regel die Deckeloberkante des
Kontrollschachts oberhalb der Einmündung der Grundstücksanschlussleitung. Auf
die Satzung der Stadt Ibbenbüren über die Entwässerung der Grundstücke vom 
15.12.2015 wird hingewiesen.

6. Bei evtl. Tiefbauarbeiten ist auf die vorhandenen erdverlegten Versorgungsein- 
richtungen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und Unfälle vermieden werden.
Schachtarbeiten in der Nähe von Versorgungseinrichtungen sind von Hand 
auszuführen. Die Versorgungsträger (Westnetz GmbH, Netzplanung Ibbenbüren,
Tel. 05451/58-0, Deutsche Telekom, Tel. 05451/9171-164, Wasserver- 
sorgungsverband Tecklenburger Land, Tel. 05451/9000, EWE NETZ GmbH, Tel. 
0800/3936389) sind nach vorheriger Rücksprache gerne bereit, den Verlauf der 
erdverlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit anzuzeigen.

7.  Die Anpflanzungen gem. den Festsetzungen im Bebauungsplan sind innerhalb
eines Jahres nach Verwirklichung der Hauptnutzung vom jeweiligen Grundstücks-
eigentümer auszuführen.

8. Die unversiegelten Außen-, Garten- und Grünflächen sind möglichst naturnah und
strukturreich zu bepflanzen und zu gestalten. Die Flächenversiegelung ist so gering
wie möglich auszuführen, ggfs. sind versickerungsfähige Pflasterungen einzusetzen.
Auf die Möglichkeit des Gebrauchs von Niederschlagswasser im Rahmen der 
Gartenbewässerung (z.B. durch die Nutzung von Regentonnen oder Zisternen) wird
hingewiesen.

9. Aus Gründen des Klimaschutzes und der Wirtschaftlichkeit ist vom Bauherrn ein
Energiestandard der Gebäude anzustreben,der über dem Anforderungsniveau der
geltenden rechtlichen Bestimmungen (z.B. Gebäudeenergiegesetz - GEG) liegt.
Es empfiehlt sich, zur Planung der im Einzelfall sinnvollen Maßnahmen frühzeitig
einen qualifizierten Energieberater (z.B. Energieberatung der Verbraucherzentrale,
Wärmeschutzsachverständigen) hinzuzuziehen.

10. Alle geplanten Konstruktionen innerhalb der in der Planzeichnung nachrichtlich dar-
gestellten Schutzkorridore der jeweiligen Richtfunkverbindungen dürfen nicht in die
Richtfunktrasse ragen. Diesbezüglich ist ein vertikaler Schutzabstand von 20,0 m
einzuhalten, um den Trassenverlauf nicht zu beeinträchtigen. Dies betrifft auch 
mobile sowie nur kurzfristig in Betrieb genommene Anlagen wie z.B. Baukräne.

11. Nebenanlagen, die im festgesetzten Schutzstreifen der im südlichen Randbereich
des Bebauungsplans befindlichen Höchstspannungsleitung (Ibbenbüren - Lüst- 
ringen) errichtet werden sollen, sind vor dem geplanten Bau mit der Amprion GmbH
abzustimmen, um einen ausreichenden Schutz der Leitung sicherzustellen.

Baugrenze

- Neuaufstellung -

Umgrenzung der Flächen, bei deren Be-
bauung besondere bauliche Vorkehrungen
gegen äußere Einwirkungen erforderlich
sind (hier: Lärm)

Abgrenzung der Lärmschutzflächen
untereinander

IV
Lärmpegelbereich
(siehe textliche Festsetzung Nr. 6)

Richtfunkverbindung mit Schutzkorridor
(siehe Hinweis Nr. 11)

Gutachten
Schalltechnische Untersuchung vom 10.07.2019 - Büro Wenker & Gesing Akustik
und Immissionsschutz GmbH, Gartenstraße 8, 48599 Gronau
Artenschutzrechtliche Untersuchung der Stufe I vom 03.07.2020 - ARU - Arbeits-
gruppe Raum&Umwelt, Am Tiergarten 3, 48167 Münster.

Hauptversorgungs- und Hauptabwasser-
leitungen (unterirdisch)

Rechtsgrundlagen
Die der Planung zugrundeliegenden Vorschriften (z.B. Gesetze, Verordnungen,
Erlasse, DIN-Vorschriften und VDI-Richtlinien sowie Gutachten und Fachberichte)
können während der Dienststunden bei der Stadt Ibbenbüren, Technisches Rathaus,
Fachdienst Stadtplanung, 2. Etage, Roncallistraße 3 -5, 49477 Ibbenbüren eingesehen
werden.
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I S. 3634), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
21.11.2017 (BGBl. I S.3786), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen
Fassung.
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW. S. 666), in der zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), in der zum
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauodnung 2018 - BauO
NRW 2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. 2018 S. 421), in der zum Zeitpunkt des
Satzungs- beschlusses gültigen Fassung.
Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG)
in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes zur Änderung wasser- und
wasserverbandsrechtlicher Vorschriften vom 08.07.2016 (GV NRW. S. 559), in der zum
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz -
BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBl. I S. 2542), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses
gültigen Fassung.
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Land Nordrhein-Westfalen
(UVPG NW) vom 29. April 1992 (GV. NRW. S. 175), in der zum Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 (BGBl. I S.
94), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.02.2012 (BGBI. I S. 212), in der zum
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht
(Bekanntmachungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999 (GV NRW. S. 516),
in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen Fassung.
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
19.03.1991 (BGBl. I S. 686), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gültigen
Fassung.
Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungs-
verfahren während der COVID-19 Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz) vom
20.05.2020 (BGBl. I S. 1041 Nr. 24), in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses
gültigen Fassung.

NSP Niederspannungskabel

MSP Mittelspannungskabel

BEL Straßenbeleuchtung

RW Regenwasserkanal

SW Schmutzwasserkanal

Drain Drainagerohr

Textliche Festsetzungen
A. Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung nach § 9 (1) Nr. 1 BauGB
i.V. mit § 1 (6) u. (9) Baunutzungsverordnung (BauNVO)

1.1 Die im allgemeinen Wohngebiet (WA und WA 1) nach § 4 (3) Nr. 4 und 5 BauNVO
genannten Ausnahmen (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) sind nicht Bestandteil
des Bebauungsplans und daher unzulässig.

1.2 Die im Mischgebiet (MI und MI 1) nach § 6 (2) Nr. 6 und 7 aufgezählten Nutzungen
(Gartenbaubetriebe, Tankstellen) sind nicht zulässig.  Zudem sind Vergnügungs-
stätten nach § 6 (2) Nr. 8 BauNVO und ausnahmsweise zulässige Vergnügungs-
stätten nach § 6 (3) BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

Allgemeine Wohngebiete (siehe textl.
Festsetzungen Nr. 1.1, 2.1 u. 4.1)WA1

Allgemeine Wohngebiete
(siehe textl. Festsetzung Nr. 8)WA* V

Mischgebiete (siehe textl. Festsetzungen
Nr. 1.2, 2.1 u. 4.1)MI1

private Grünflächenprivat

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung
und zur Anpflanzung von Bäumen,
Sträuchern und sonstige Bepflanzungen

Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung, hier Fuß- und Radweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Kennzeichnung     -gemäß § 9 (5) Nr. 2 BauGB-

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt
innerhalb der Fläche, unter der der Bergbau umgeht.

inkraftgetreten
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gez. Dr. Schrameyer

Bürgermeister

gez. Meyjohann

Schriftführer

gez. Dr. Schrameyer

Bürgermeister

Der Bürgermeister
i.A.
gez. Manteuffel

Technischer Beigeordneter

gez. Dr. Schrameyer

Bürgermeister

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen
des § 1 der Planzeichenverordnung
vom 18.12.1990

gez. Ottmann

Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur

Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes ist
gemäß § 10 (3) BauGB ortsüblich bekanntgemacht
worden am 15.01.2022.

Der Rat der Stadt Ibbenbüren hat gemäß § 3 (2)
BauGB die fristgemäß vorgebrachten
Stellungnahmen geprüft und am 09.12.2021 den
Bebauungsplan gemäß § 10 (1) BauGB als
Satzung beschlossen.
Ibbenbüren, 13.12.2021

Der Rat der Stadt Ibbenbüren hat am 20.03.2019
gemäß § 13 a BauGB die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes beschlossen.

Der Entwurf mit Begründung hat gem. § 13 a (2)
Nr. 1 BauGB i.V. mit § 13 (2) Nr. 2 und § 3 (2)
BauGB öffentlich ausgelegen
vom 20.07.2021 bis 23.08.2021
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